
Urschrift 
Arbeitsgericht Stuttgart 
Aktenzeichen: 16 Ca 8154/19 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

In der Rechtssache 

 

- Kläg. -

1 8. NOV. 2020 

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH Büro Göppingen 
Poststr. 14 A, 73033 Göppingen 

gegen 

 

- Bekl. -

GmbH 

sn 

Proz.-Bev.: 

hat das Arbeitsgericht Stuttgart - 16. Kammer - durch den Richter ..., d. ehrenamtliche Rich
terin ... und d. ehrenamtlichen Richter ... auf die mündliche Verhandlung vom 03.11.2020 

für Recht erkannt: 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien weder durch die außerordentli

che und fristlose Kündigung noch die hilfsweise ordentliche Kündigung der Beklagten vom

09.12.2019 beendet wird.

2. Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss des Kündi

gungsschutzverfahrens zu unveränderten arbeitsvertraglichen Bedingungen als Sys

temmechaniker weiterzubeschäftigen.

3. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

4. Der Streitwert wird auf 17.107,94 EUR festgesetzt.

5. Die Berufung wird nicht gesondert zugelassen.
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und darüber hinaus an Geldautomaten sowie Kassen von Kreditinstituten (dort zusätz

lich gegen Vorlage eines Ausweispapiers) Bargeld beziehen (,,Bargeldservice'J, sofern 

die Firma dem zugestimmt hat. 

Der Mitarbeiter verpflichtet sich, die Karte allein für geschäftliche Ausgaben zu nutzen. [. .. ]" 

Bereits vor Erhalt der Firmenkreditkarte hat der Kläger die allgemeinen Nutzungsbedingungen 

für die Firmenkreditkarte erläutert bekommen, diese zur Kenntnis genommen und ihnen zuge

stimmt. 

Zwischen der Beklagten und dem Kreditkartendienstleister besteht eine „Rahmenvereinbarung 

für die AirPlus Corporate Card". Dort heißt es unter Ziff. 5 auf Seite 6: 

,,Firmenhaftung für die AirPlus Corporate Cards 

Für die Umsätze der geschäftlich genutzten AirPlus Corporate Cards haftet allein das Unter

nehmen. Die Abrechnung soll über ein Firmenkonto erfolgen. Sie kann aber auch über ein Kon

to des Kartennutzers als Vorauszahlung für das Unternehmen erfolgen, wobei auch bei dieser 

Form der Abrechnung allein das Unternehmen haftet." 

Aufgrund der mittels Firmenkreditkarte getätigten Ausgaben wurde vorliegend zuerst das Pri

vatkonto des Klägers belastet. Dienstliche Ausgaben meldete dieser sodann mittels Reisekos

tenabrechnung inklusive Belegen an die Beklagte und erhielt von dort eine entsprechende Gut

schrift per Überweisung auf sein Privatkonto. 

Der Kläger hat im Zeitraum vom 10.08.2019 bis 31.10.2019 jedoch auch zahlreiche Umsätze 

mit der ihm überlassenen Firmenkreditkarte generiert, die nicht dienstlich, sondern privat veran

lasst waren. 

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Umsätze: 

Private Käufe

10.08.2019: 270,00€ ...

Private Bargeldabhebungen: 

17.08.2019: 500,00€ bei 

der...  21.08.2019: 169,10€ ... 

21.08.2019: 500,00€ bei der ... in Stutt-            28.08.2019: 74,94€ ... 

gart 

23.08.2019: 500,00€ bei der ... 

26.08.2019: 500,00€ bei ...  

29.08.2019: 500,00 €bei der ...

30.08.2019: 90,54€ ... 

30.08.2019: 72,58€ ... 

12.09.2019: 250,95€ ... 

12.09.2019: 436,84€ ...

30.08.2019: 500,00 € bei der ...          12.09.2019: 163,97€ ... 



Württembergischen Bank in Hölderlin 

31.08.2019: 500,00 € bei ... 

10.09.2019: 500,00 bei der... 

11.9.2019: 500,00 €bei... 

12.09.2019: 500,00 €bei... 

14.09.2019: 500,00 €bei... 

15.09.2019: 500,00 €bei.... 

16.09.2019: 500,00 €bei... 

17.09. 2019: 500,00 €bei ... 

20.09.2019: 500,00 €bei... 

21.09. 2019: 500,00 €bei... 

10.10.2019: 500,00 € bei ....

31.10.2019: 500,00 €bei...
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12.09.2019: 125,47€ ... 

12.09.2019: 57,75€ ...

5.09.2019: 38,50€ 

20.09.2019: 89,99€ ... 

Der Kläger hatte die Firmenkreditkarte bereits im Zeitraum vom 07.11.2018 bis 08.01.2019 wie 

folgt zu privaten Zwecken genutzt: 

07.11.2018: 30,00 € ...

10.11.2018: 30,00 € ...

10.11.2018: 500,00 €...

11.11.2018: 103,01 € ...

15.11.2018: 428,95 € ...

24.11.2018: 500,00 €...

24.11.2018: 60,01 €...

25.11.2018: 500,00 €...

27.11.2018: 500,00 €...

27.11.2018: 41,99 €...

30.11.2018: 97,69 € ...

04.01.2019: 500,00 €... 

06.01.2019: 500,00 €...

08.01.2019: 500,00 €... 

Im Anschluss hieran wendete sich der Kreditkartendienstleister mit Schreiben vom 14.02.2019 

an die Beklagte wie folgt: 

,,Sehr geehrte Damen und Herren, 
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nachdem Ihr Mitarbeiter bis heute nicht auf unsere Zahlungsaufforderung reagiert hat, wenden 

wir uns wegen der bestehenden Haftungsverhältnisse durch Ihr Unternehmen erneut an Sie. 

Es besteht eine Gesamtforderung (incl. Verzugszinsen und Mahngebühren) in Höhe von 

3.920,81 EUR. 

Bitte überweisen Sie den Gesamtsaldo bis zum 25.02.2019 auf unser Konto bei der Deutschen 

Bank". 

Unter Teilnahme des Klägers sowie J.S. und R.S. jeweils Vorgesetzte des Klägers, fanden 

am 13.02.2019 und 20.02.2019 Gespräche statt. 

Den Inhalt des Gesprächs vom 13.02.2019 fasste Hr. J.S. in einer Gesprächsnotiz an Fr. 

Sch. wie folgt zusammen: 

,,Hallo M., 

R. und ich haben heute mit ... das Thema persönlich besprochen. Er hat uns nachvollziehbar 

erklärt, wie es zu der Unterdeckung auf seinem Konto kam. Dennoch haben wir Ihn nochmals 

eindeutig über den Umgang mit der Geschäftskreditkarte, sowie möglichen Konsequenzen 

bei unsachgemäßer Verwendung informiert. Wir möchten diesen Fall auf dem kleinen 

Dienstweg belassen und ohne HR die Lösung herbeiführen. M.L. bestätigte mir eben, dass 

morgen ca. EUR 3.600 Reisekosten an Ihn überwiesen werden. ... wird dann am Freitag per 

Online-Überweisung das Kreditkarten-Konto ausgleichen und wird uns den Über

weisungsbeleg übergeben. Dann sollte das Thema vom Tisch sein." 

Insgesamt wurden in beiden Gesprächen die privaten Abhebungen bzw. Bezahlungen themati

siert. Dabei bot der Kläger zudem auch an, die Kreditkarte wieder abzugeben. Die Abrechnung 

wäre dann mittels Reisekostenvorschuss erfolgt. Dies wurde von Herrn Sch. jedoch abgelehnt, 

weil er „keinen Bock" auf den in diesen Fällen anfallenden Verwaltungsmehraufwand habe. 

Sowohl hinsichtlich der privaten Umsätze im Zeitraum vom 07.11.2018 bis 08.01.2019 als auch 

bezüglich der privaten Umsätze im Zeitraum vom 10.08.2019 bis 31.10.2019 sorgte der Kläger 

letztlich für einen Ausgleich des Kreditkartensaldos. Ein Erstattungsantrag hinsichtlich der priva

ten Ausgaben wurde seitens des Klägers gegenüber der Beklagten nicht eingereicht. 

Der Kläger ist der Auffassung, der Sachverhalt rechtfertige keine Kündigung. Die Beklagten 

habe bereits mit der Kreditkartenabrechnung vom 10.09.2019 über entsprechende Vorgänge 

Bescheid gewusst und hätte hier den Kläger erneut ins Gespräch nehmen, die Karte entziehen 
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und unter Abwägung der Interessen beider Seiten zumutbar ist oder nicht (st. Rspr., vgl. 

etwa BAG 07.07.2015 - 2 AZR 581/04 - BAGE 115,195). 

Im Kündigungsschutzprozess obliegt dabei dem kündigenden Arbeitgeber die volle Dar

legungs- und Beweislast für das Vorliegen eines Kündigungsgrundes. Den Arbeitgeber 

trifft die Darlegungs- und Beweislast auch für diejenigen Tatsachen, die einen vom Ge

kündigten behaupteten Rechtfertigungsgrund ausschließen (BAG, Urteil vom 17. März 

2016 - 2 AZR 110/15 -, Rn. 32). 

b) Die Beklagte kann die Kündigung nicht auf den Umstand stützen, dass der Kläger die

Firmenkreditkarte im Zeitraum vom 10.08.2019 bis 31.10.2019 erneut zu privaten Zwe

cken verwendete. Indem der Kläger vorsätzlich seine arbeitsvertraglichen Pflichten in

Bezug auf die Nutzung der Firmenkreditkarte verletzte, liegt zwar ein Sachverhalt vor,

der „an sich" als wichtiger Grund im Sinne des § 626 Abs. 1 BGB geeignet ist. Dies be

rechtigte jedoch die Beklagte im vorliegenden Fall nicht zum Ausspruch einer außeror

dentlichen Kündigung gern.§ 626 Abs. 1 BGB.

aa) Die Nutzung einer Firmenkreditkarte zu privaten Zwecken unter vorsätzlicher Miss

achtung eines entsprechenden Verbots ist geeignet, einen wichtigen Grund im Sinne 

des § 626 Abs. 1 BGB darzustellen wenn es dadurch zu einem Haftungsrisiko der 

Arbeitgeberin kommt. Um einen solchen vorsätzlichen Verstoß handelt es sich vor

liegend. 

(1) Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass es an einer Gestattung der privaten 

Nutzung der Firmenkreditkarte nicht nur fehlte, sondern eine solche untersagt 

war. Dies ergibt sich einerseits aus den Nutzungsbedingungen zur Kreditkarte 

und war auch andererseits Thema der Gespräche vom 13.02.2019 und 

20.02.2019. Insoweit der Kläger in Kenntnis dieser Umstände die Kreditkarte 

trotzdem zu privaten Zwecken verwendete, handelte er vorsätzlich pflichtwidrig.

(2) Darüber hinaus führte das Verhalten des Klägers zu einem Haftungsrisiko sei

tens der Beklagten. Zwar handelt es sich bei der seitens der Beklagten vorgeleg

ten „Allgemeine Geschäftsbedingungen der L. AirPlus Servicekarten GmbH 

für die AirPlus Private Card" ausweislich ihrer Überschrift um solche, welche 

gerade nicht die in Rede stehende „Corporate Card mit Firmenhaftung", 

sondern die „Private Card" betreffen. Aus der „Rahmenvereinbarung für die 

AirPlus Corporate Card" sowie aus den Schreiben des Kreditkartendienstleisters
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ausgesprochen worden. Dies hat die Beklagte schriftsätzlich bestä

tigt und ausgeführt, die Beklagte habe vor Ausspruch der Kündigung 

gegenüber dem Kläger keine Abmahnung aus demselben Pflichten

bereich erteilt. Soweit die Beklagte nunmehr im Kammertermin am 

03.11.2020 angibt, es sei bei den Gesprächen im Frühjahr 2019 

durchaus eine mündliche Abmahnung erfolgt, ist dies, wie darge

stellt, widersprüchlich zu ihren bisherigen Angaben. Zudem ist be

fremdlich, wenn der anwesende Personalleiter zunächst behauptet, 

ein solcher Vermerk zu einer mündlichen Abmahnung sei dann 

nachträglich zu der Personalakte genommen worden, dies aber so

dann wieder relativiert und angibt, er habe keine Kenntnis vom aktu

ellen Inhalt der Personalakte. 

(ccc) Hierauf kommt es aber letztlich auch nicht an. Durch das konkrete

Vorgehen der Herren S. und Sch. wurde jedenfalls beim Kläger 

der Eindruck erweckt, eine Bestandsgefährdung des Arbeits

verhältnisses im Sinne einer Abmahnung sei nicht erfolgt, nachdem 

auch die Personalabteilung der Beklagten (,,HR") nicht einbezogen 

werden sollte. Musste jedoch der Kläger daher davon ausgehen, er 

sei nicht abgemahnt worden (hiervon ging ausweislich der Äußerun

gen im Gütetermin zu diesem Zeitpunkt selbst deren Personalleiter 

aus), konnte sie nicht erwarten, dass der Ausspruch einer (ggf. wei

teren) förmlichen Abmahnung bereits aufgrund der Gespräche vom 

13.02.2019 und 20.02.2019 keine Wirkung beim Kläger und dessen 

Verhalten zeigen würde.

(ddd) Eine Abmahnung ist vorliegend auch nicht deshalb entbehrlich, weil

die Pflichtverletzung des Klägers derart schwerwiegend war, dass

die Pflichtwidrigkeit dem Arbeitnehmer einerseits ohne Weiteres er

kennbar und auch eine Hinnahme des Verhaltens durch den Arbeit

geber offensichtlich ausgeschlossen war. Ob die vorliegende Pflicht

verletzung dabei als objektiv schwerwiegende zu qualifizieren ist

kann offenbleiben. Indem jedoch die Beklagte bei nahezu identi

schen Pflichtverstößen ihren Umgang damit gegenüber dem Kläger

so kommunizierte, dass bereits kein Ausspruch eine Abmahnung er

folgt, ist es für den Kläger gerade nicht ersichtlich, dass bereits ein








